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Vernehmlassungsantwort – Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung 
der Haftung in der Binnenschifffahrt und über seine Umsetzung (Änderung des Seeschiff-
fahrtgesetzes) sowie Änderung des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und An-
nahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 
sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-
men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-
band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 
für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Mit Schreiben vom 29. Mai 2019 lädt uns das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegen-
heiten ein, das Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung in der 
Binnenschifffahrt und über seine Umsetzung (Änderung des Seeschifffahrtgesetzes) sowie Änderung 
des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Bin-
nenschifffahrt Stellung zu nehmen. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv dankt für die Möglich-
keit zur Stellungnahme. 

Die Neuauflage des Strassburger Übereinkommens von 2012 über die Beschränkung der Haftung in 
der Binnenschifffahrt ermöglicht Schiffseigentümern und ihrer Schiffsbesatzung ebenso wie Bergern 
oder Rettern, ihre Haftung für eine Vielzahl von Ansprüchen, die aus ein und demselben Schadenser-
eignis entstanden sind, auf einen bestimmten Haftungshöchstbetrag zu beschränken. Der Haftungs-
höchstbetrag bemisst sich nach der Grösse des Schiffes. Diese bestimmt sich nach Kriterien wie der 
Wasserverdrängung, der Antriebskraft, der Tragfähigkeit oder der Anzahl der auf einem Personenbe-
förderungsschiff zugelassenen Passagiere. Die Haftungshöchstbeträge werden in Sonderziehungs-
rechten (SZR) bemessen, um zu gewährleisten, dass die Haftungshöchstbeträge in allen Vertrags-
staaten den gleichen Wert haben. In der Neuauflage werden die Haftungshöchstbeträge nach oben 
angepasst sowie die Möglichkeit geschaffen, dass nebst den Rheinanliegerstaaten weitere Vertrags-
staaten das Übereinkommen ratifizieren können. 
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Das Übereinkommen über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Bin-
nenschifffahrt (CDNI) soll dahingehend angepasst werden, dass auf den Wasserstrassen der Mitglied-
staaten das Ventilieren von schädlichen Gasen aus dem Ladungsraum verboten wird. Diese Abfälle 
sind an dafür vorgesehene Entgasungsstationen abzugeben. Die Kosten für das Entgasen sind vom 
Befrachter zu tragen, die Vertragsstaaten verpflichten sich, Entgasungsstationen zu errichten oder er-
richten zu lassen. Für den Vollzug des Binnenschifffahrtsgesetzes, der internationalen Vereinbarun-
gen und der Ausführungsvorschriften sind nach Art. 58 Abs. 1 des Binnenschifffahrtsgesetzes die 
Kantone zuständig, soweit dieser nicht dem Bund übertragen ist. Gemäss dem Verursacherprinzip 
sind die Kosten auf das Gewerbe umzuwälzen. 

Der sgv unterstützt das Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der 
Haftung in der Binnenschifffahrt. Die Änderung des Übereinkommens über die Sammlung, Ab-
gabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt hingegen lehnt der sgv 
ab.  

Das Strassburger Übereinkommen für die Beschränkung der Haftung in der Binnenschifffahrt (SR 0.-
747.206) hat die Schweiz bereits 1996 genehmigt. In Kraft getreten ist es per 1. Januar 1997. Neu sol-
len die Haftungsobergrenzen in der internationalen Binnenschifffahrt vereinheitlicht werden. Der 
grenzüberschreitende Schiffsverkehr wird vereinheitlicht. Dieser Vereinheitlichung im grenzüberschrei-
tenden Schiffsverkehr und einem kohärenten Haftungsregime kann der sgv zustimmen.    

Der sgv lehnt allerdings eine Ausdehnung erhöhter Haftungssummen auf die ganze Schweizer 
Binnenschifffahrt ab. Eine Ausdehnung würde zu höheren Versicherungsprämien für die 
Schifffahrtsgesellschaften führen. Da viele Binnenschifffahrtsgesellschaft durch die öffentliche 
Hand unterstützt werden, würde dies indirekt auch die Steuerzahlenden treffen. 

Das Übereinkommen über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Bin-
nenschifffahrt soll mit einem Verbot für das Entgasens von Ladetanks (beim Reinigen der Laderäume 
oder beim Befüllen der Laderäume eines Tankschiffes entweichen Gase) ergänzt werden. Jährlich 
werden grosse Mengen Flüssigladungen transportiert, worunter auch viele flüchtige organische Ver-
bindungen (VOC; Volatile Organic Compounds) fallen. Diese Gase sollen neu nicht mehr an die Aus-
senwelt gelangen. Zukünftig sind an dafür vorgesehenen Stellen an Land «Entgasungsstationen» zu 
schaffen, um die Schiffe regelkonform entgasen zu können. Den Betreibern der Schifffahrt wird durch 
diese Auflage neue Kosten aufgebürdet, weshalb der sgv die Änderung nicht unterstützt.  

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Bemerkungen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Dieter Kläy 
Direktor, Nationalrat Ressortleiter 
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Convention de Strasbourg de 2012 sur la limitation de la responsabilité en
navigation intérieure et sa mise en @uvre (modification de la loi sur la navigation
intérieure) et modification de la Convention relative à la collecte, au dépôt et à la
réception des déchets survenant en navigation rhénane et intérieure : procédure de
consultation

Monsieur le Conseiller fédêral,

Par courrier du29 mai demier, vous nous avez consultés sur les objets cités en titte, etnous vous en
remercions.

Nous avons le plaisir de vous informer que nous n'avons aucune remarque à formuler que nous
pouvons ainsi y adhérer sans réserve.

En vous remerciant une nouvelle fois de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur
le conseiller fédêral, à l'assurance de notre haute considération.

Au nom du Conseil d'Etat :

l\t 'Zâ

Jean-Pierre Siggen

Président

i";- l-
Danielle Gagnaux-Morel

Chancelière d'Etat
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Délai:

Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung in 
der Binnenschifffahrt und über seine Umsetzung (Änderung des Seeschifffahrts­
gesetzes) sowie Änderung des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe 
und Annahme von Abfällen In der Rhein- und Binnenschifffahrt

Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zur Abgabe einer Stellungnahme in obgenannter 
Angelegenheit und teilen Ihnen mit, dass wir mit der Genehmigung der beiden Überein­
kommen einverstanden sind.

Mit freundlichen Grüssen

Der Präsident des Regierungsrates

Der Staatsschreiber

i. i/ l/j.HoftU,

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54 
www.tg.ch
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Sozialdemokratische Partei der Schweiz / Parti Socialiste Suisse      
Zentralsekretariat / Secrétariat central 
Theaterplatz 4, 3011 Bern 
Postfach / Case postale, 3001 Bern 
Tel. 031 329 69 69 / www.spschweiz.ch / www.pssuisse.ch 
   Per Mail an: cyrill.martin@eda.admin.ch   Bern, 25. September 2019   Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung in der Binnenschifffahrt und über seine Umsetzung (Änderung des Seeschifffahrtgesetzes) sowie Änderung des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt:  Stellungnahme SP Schweiz   Sehr geehrter Herr Bundesrat  Sehr geehrte Damen und Herren  Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme, die wir gerne nutzen.   Grundsätzliche Bemerkungen  

• Bei der vorliegenden Vernehmlassung handelt es sich um eine Sammelbotschaft betreffend zwei internationale Übereinkommen in der Binnenschifffahrt: Das Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung in der Binnenschifffahrt (CLNI) und über seine Umsetzung (Änderung des Seeschifffahrtgesetzes) sowie die Änderung des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt (CDNI).  
• In der Neuauflage des Strassburger Übereinkommens von 2012 werden die Haftungshöchstbeträge nach oben angepasst. Damit soll der Teuerung der letzten rund 30 Jahre Rechnung getragen werden. Zudem wird die Möglichkeit geschaffen, dass nebst den Rheinanliegerstaaten weitere Vertragsstaaten das Übereinkommen ratifizieren können. Konkret ist – bedingt durch den Beitritt zum CLNI 2012 – eine Anpassung des Bundesgesetzes vom 9. September 1996 über die Schifffahrt unter der Schweizer Flagge (Seeschifffahrtsgesetz), das in Art. 126 Abs. 2 auf das CLNI 1988 als haftungsbeschränkende Grundlage verweist, Inhalt dieser Vorlage. 
• Die Anpassung des Art. 126 Abs. 2, indem entsprechend auf das neue Übereinkommen verweisen wird, befürworten wir. Die Begründung, dass Vereinheitlichung der Rahmenbedingungen auf geographisch zusammenhängenden Binnenwasserstrassen eine Voraussetzung für wirtschaftlich gleich lange Spiesse sind, ist nachvollziehbar. Auch das 

http://www.spschweiz.ch/
http://www.pssuisse.ch/
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2 
damit zu erreichende Ziel, die Schaffung grösserer Rechtsicherheit im internationalen Binnenschifffahrtsverkehr und die Erhöhung der Haftungsbeträge für Geschädigte (insb. der verstärkte Schutz von Reisenden in der Personenschifffahrt), ist von unserer Seite her zu begrüssen.  

• Das CDNI soll dahingehend angepasst werden, dass auf den Wasserstrassen der Mitgliedstaaten das Ventilieren von schädlichen Gasen aus dem Ladungsraum verboten wird. Diese Abfälle sind an Entgasungsstationen abzugeben. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Entgasungsstationen zu errichten oder errichten zu lassen. Die Kosten für das Entgasen sind vom Befrachter zu tragen. Für den Vollzug sind dabei die Kantone zuständig, soweit dieser nicht dem Bund übertragen ist. Konkret wird das Übereinkommen an mehreren Stellen angepasst. 
• Jährlich werden grosse Mengen Flüssigladungen transportiert. Ein Teil der grossen Menge an Flüssigladungen, worunter auch viele flüchtige organische Verbindungen und umweltgefährliche Stoffe fallen, bleibt nach der Entladung eines Binnenschiffs in Form von Dämpfen im Ladungsbereich zurück. Diese Dämpfe sind aus den Ladungstanks zu entfernen, um das Schiff für die nächste Ladung ausreichend zu reinigen (= sog. Entgasen). Heute werden diese schädlichen Dämpfe in die Atmosphäre ventiliert und können sich dabei auf das Wasser niederschlagen und sich so in Gewässern anreichern.  
• Die SP begrüsst mit Nachdruck, dass die Lücke des geltenden CDNI, nämlich das Erfordernis der Entgasung von gewissen Schiffsladungen, nun gefüllt werden soll. Das Hinzufügen von Vorschriften ins CDNI in Bezug auf die Freisetzung von Dämpfen ist relativ einfach und wäre eine konsequente Ergänzung des bereits bestehenden Verbots vom Einleiten fester und flüssiger Abfälle in die Wasserstrasse innerhalb des Vertragsgebiets. Auch finden wir es sehr begrüssenswert, dass die Annahme dieser Vorlage zu einer Verringerung des Einbringens umweltschädlicher Stoffe in die Atmosphäre führt und sich somit positiv auf die Umwelt auswirkt.    Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  Mit freundlichen Grüssen SP Schweiz       Christian Levrat      Claudia Alpiger Präsident SP Schweiz      Politische Fachsekretärin SP Schweiz  
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Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung in der Bin-
nenschilffahrt und über seine Umsetzung (Anderung des Seeschifffahrtgesetzes) sowie
Anderung des Übereinkommens über die Sammlung,Abgabe und Annahme von Abfällen
in der Rhein- und Binnenschifffahrt. Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns mit Schreiben vom 29. Mai 2019 zur Vernehmlassung zu oben genannter Vor-
lage eingeladen. Wir danken für die Möglichkeit der Mitwirkung. Aufgrund der geringen Betrof-
fenheit unseres Kantons verzichten wir auf eine einlässliche Stellungnahme.

Freundliche
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Vernehmlassung Strassburger Übereinkommen 2012 Haftung in der Binnenschifffahrt 
CLNI sowie Änderung über die Abfälle in der Rhein- und Binnenschifffahrt CDNI 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Gelegenheit, uns am oben erwähnten Vernehmlassungsverfahren beteiligen 

zu können. 

Der SGB und sein angeschlossener Verband Nautilus, die Branchengewerkschaft der Schifffahrt, 

unterstützen die vorliegenden zwei Übereinkommen sowie die Änderung des Seeschifffahrtsge-

setzes.  

Die Neuauflage des Strassburger Übereinkommens von 2012 über die Beschränkung der Haf-

tung in der Binnenschifffahrt (CLNI) ermöglicht der Schiffsbesatzung ebenso wie Bergern oder 

Rettern, ihre Haftung für eine Vielzahl von Ansprüchen, die aus ein und demselben Schadenser-

eignis entstanden sind, auf einen bestimmten Haftungshöchstbetrag zu beschränken. Der Haf-

tungshöchstbetrag bemisst sich nach der Grösse des Schiffes. Diese wiederum bestimmt sich 

nach Kriterien wie der Wasserverdrängung, der Antriebskraft, der Tragfähigkeit oder der Anzahl 

der auf einem Personenbeförderungsschiff zugelassenen Passagiere. Der SGB ist damit einver-

standen, dass die Haftungshöchstbeträge mit der vorliegenden Revision der Teuerung angepasst 

werden und dass die Möglichkeit geschaffen wird, dass nebst den Rheinanliegerstaaten weitere 

Vertragsstaaten das Übereinkommen ratifizieren können. Der SGB und Nautilus sprechen sich 

für möglichst uniforme Regelungen auf allen europäischen Binnengewässern aus, also auch bei-

spielsweise der Donau. Hier sollte die Schweiz auf eine möglichst breite Ratifizierung durch alle 

Staaten drängen, auf deren Flüsse Schweizer Schiffe verkehren.  

Der SGB sowie Nautilus begrüssen ebenso die Neuerungen im Übereinkommen über die Samm-

lung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt (CDNI), welches 

dahingehend angepasst werden soll, dass auf den Wasserstrassen der Mitgliedstaaten das Ven-

tilieren von schädlichen Gasen aus dem Ladungsraum verboten wird. Diese Abfälle sind vielmehr 

neu an dafür vorgesehene Entgasungsstationen abzugeben. Die Vertragsstaaten verpflichten 

sich, Entgasungsstationen zu errichten oder errichten zu lassen. Für den Vollzug des Binnen-

schifffahrtsgesetzes, der internationalen Vereinbarungen und der Ausführungsvorschriften sind 

nach Art. 58 Abs. 1 des Binnenschifffahrtsgesetzes die Kantone zuständig, soweit dies nicht dem 
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Bund übertragen ist. Mit der vorliegenden Revision werden die Arbeitssicherheit sowie der Ge-

sundheitsschutz des Schifffahrtspersonals verbessert, da so das Risiko einer Exposition mit 

schädlichen Gasen verringert wird. Der SGB und Nautilus halten aber in aller Deutlichkeit fest, 

dass die vorliegende Revision nur ein erster Schritt ist, um die Gesundheit des Personals gegen 

schädliche Emissionen zu schützen.  

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

 

Pierre-Yves Maillard  Luca Cirigliano 

Präsident  Zentralsekretär 
 

123   LC/jh/én 



		
Südquaistrasse	14,	4019	Basel,	Tel.	061	631	29	19	/	061	631	27	27,		CHE-107.302.810	MWSt,	www.svs-ch.ch,	e-mail	info@svs-ch.ch		

Schweizer ische Vereinigung für Schifffahr t  und Hafenwir tschaftAssociation suisse de navigation et d’économie portuaireAssociazione svizzera di navigazione e di economia portualeSVS			 Herrn	Cyrill	Martin	Schweizerisches	Seeschifffahrtsamt	Per	Mail	(Word	und	PDF)			Basel,	26.	September	2019			Vernehmlassungsverfahren:	Strassburger	Übereinkommen	von	2012	über	die	Beschränkung	der	Haftung	in	der	Binnenschifffahrt	und	über	seine	Umsetzung	(Änderung	des	Seeschifffahrtgesetzes)	sowie	Änderung	des	Übereinkommens	über	die	Sammlung,	Abgabe	und	Annahme	von	Abfällen	in	der	Rhein-	und	Binnenschifffahrt:			Sehr	geehrter	Herr	Martin	Sehr	geehrte	Damen	und	Herren		Wir	bedanken	uns	für	die	Gelegenheit,	im	obigen	Verfahren	Stellung	nehmen	zu	können.	Als	Vereinigung,	welche	die	Belange	der	Schweizer	Unternehmen	vertritt,	die	in	der	internationalen	Güter-	und	Personen-Schifffahrt	sowie	in	den	Schweizer	Häfen	tätig	sind,	sind	die	beiden	zur	Ratifizierung	anstehenden	Übereinkommen	von	einiger	Bedeutung.		Wir	äussern	uns	innert	gestellter	Frist	wie	folgt:		CLNI		Die	SVS	hatte	sich	in	den	Beratungen	des	2012	beschlossenen	Übereinkommens	via	die	Schweizer	Delegation	bei	der	Zentralkommission	für	die	Rheinschifffahrt	(ZKR)	intensiv	eingebracht	und	–	im	Einklang	mit	der	europäischen	Binnenschifffahrts-Organisation	IVR	verschiedene	Abänderungsanträge	eingebracht.	Diese	wurden	in	der	zur	Ratifizierung	anstehenden	Fassung	leider	nur	zu	einem	Bruchteil	berücksichtigt.		In	der	dann	folgenden	Konsulation	des	SSA	begrüsste	die	SVS	mit	Schreiben	vom	13.	Januar	2013	die	mit	dem	neuen	Übereinkommen	angestrebte	Ausweitung	des	Anwendungsbereiches	der	heute	im	wesentlichen	für	Schiffsverkehre	auf	dem	Rhein	und	seinen	Nebenflüssen	geltenden	Haftungsbeschränkungsregelungen	auf	weitere	europäische	Wasserstrassen	(darunter	insbesondere	Donau,	Elbe,	Oder	und	Save).		Gleichzeitig	bedauerten	wir	in	unserer	Eingabe,	dass	das	an	sich	löbliche	Ziel	der	Rechtseinheit	nur	um	den	Preis	einer	drastischen	Erhöhung	der	bisher	im	schweizerischen	Recht	geltenden	Haftungslimiten	erreicht	worden	sei.				
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	 2		Da	in	einigen	in	der	europäischen	Binnenschifffahrt	wichtigen	Staaten	eine	gewisse	Zurückhaltung	gegenüber	ähnlichen	Konventionen	des	Binnenschifffahrtsrechts	herrschte	und	längere	Verzögerungen	bei	der	Ratifizierung	bereits	erkennbar	waren,	regten	wir		dass	die	Schweiz	bei	der	Ratifikation	der	CLNI	2012	keine	„Vorreiterrolle“	spielen	sollte.	Wir	machten	beliebt,	dass	die	Schweiz	mit	der	Ratifikation	zuwarten	solle,	bis	die	Haltung	der	wichtigsten	Staaten	in	der	europäischen	Binnenschifffahrt	–	vor	allem	der	ZKR-Mitglieder	–	bekannt	ist.		In	der	Zwischenzeit	haben	praktisch	alle	in	diesem	Bereich	relevanten	Staaten	das	CLNI	2012	ratifiziert.	Es	ist	deshalb	kein	Grund	zu	sehen,	warum	die	Schweiz	damit	noch	zuwarten	sollte.	Die	Vorteile	einer	Rechtsvereinheitlichung	in	diesem	Bereich	überwiegen	unsere	nach	wie	vor	bestehenden	Bedenken	betreffend	der	hohen	Haftungsbeiträge.		Wir	haben	deshalb	keine	Einwände	gegen	die	Ratifizierung	und	die	entsprechende		Umsetzung	mittels	Anpassung	des	Bundesgesetzes	vom	9.	September	1996	über	die	Schifffahrt	unter	der	Schweizer	Flagge	(Seeschifffahrtsgesetz).			CDNI		Das	für	die	Schweiz	am	1.	November	2009	in	Kraft	getretene	CDNI	soll	gemäss	der	in		Vernehmlassung	stehenden	Vorlage	mit	einem	Verbot	des	Entgasens,	das	nicht	an	einer	offiziellen	Annahmestelle	erfolgt,	ergänzt	werden.	Neben	dem	allgemeinen	Verbot	des	Entgasens	wurden	Bestimmungen	aufgenommen,	die	dem	Befrachter	die	Kosten	des	Entgasens	auferlegen.	Diese	Verpflichtung	folgt,	wie	die	restlichen	Bestimmungen	des	CDNI	dem	Verursacherprinzip.		Wir	begrüssen	grundsätzlich	die	auch	hier	vorgesehene	Anwendung	des	Verursacherprinzips.	Wobei	lange	umstritten	war,	wer	hier	als	Verursacher	zu	gelten	hat:	der	Versender	der	Ladung,	der	Empfänger	oder	der	Reeder.	Im	diesbezüglich	revidierten	CDNI	wird	nun	der	Empfänger	als	verantwortlich	und	kostenpflichtig	erklärt	und	damit	klar	stipuliert,	dass	die	während	des	Transports	entstehenden	Dämpfe	ein	Teil	der	Ladung	und	damit	mit	dieser	aus	dem	Schiff	zu	entfernen	sind.		Als	Organisation,	welche	die	ökologisch	sinnvollste	Transportart	Binnenschifffahrt	vertritt,	befürworten	wir	gerade	in	der	heutigen	Diskussion	um	die	klimatischen	Verhältnisse,	dass	auch	in	diesem	Bereich	hohe	Umweltstandards	eingeführt	werden,	und	erachten	die	sachgerechte	Entsorgung	der	gasförmigen	Restladung	als	eine	zeitgemässe	Ergänzung	des	CDNI.		Wir	sind	aber	ebenso	dezidiert	der	Meinung,	dass	ein	bislang	zugelassenes	Verfahren	nur	dann	als	illegal	erklärt	werden	kann,	wenn	gleichzeitig	eine	legale	Möglichkeit	besteht,	die	gasförmige	Restladung	zu	entsorgen.	Dies	ist	aktuell	nicht	respektive	nur	sehr	unzureichend	der	Fall:	Entlang	des	Rheins	gibt	es	gerade	mal	eine	Entgasungsanlage	in	den	Niederlanden	und	keine	einzige	in	Deutschland	oder	Frankreich.		Die	neuen	Bestimmungen	des	CDNI	sehen	zwar	Übergangsfristen	vor,	doch	garantieren	diese	keineswegs,	dass	rechtzeitig	eine	ausreichende	Anzahl	von	Entsorgungsanlagen	zur	Verfügung	steht.	Dies	zeigt	exemplarisch	das	in	den	Vernehmlassungsunterlagen	angesprochene	Beispiel	der	Schweizerischen	Rheinhäfen	(SRH).	Die	SRH	hatten	zwar	
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	 3	sehr	vorausschauend	bereits	vor	einiger	Zeit	mit	einer	in	den	Basellandschaftlichen	Häfen	ansässigen	Firma	Kontakt	aufgenommen,	um	eine	entsprechende	Anlage	rechtzeitig	vorhalten	zu	können.	Es	hatte	sogar	ein	konkretes	Projekt	bestanden.	Nachdem	diese	Firma	aber	von	einem	anderen	Unternehmen	übernommen	worden	war	und	dieses	keinerlei	Interesse	an	einer	Realisierung	des	Projekts	zeigte,	ist	man	in	den	für	die	Mineralölprodukte	relevanten	Häfen	Muttenz-Au	und	Birsfelden	wieder	auf	„Start“,	und	eine	konkrete	Lösung	ist	nicht	ersichtlich.		Die	Schifffahrt	würde	damit	in	eine	unzumutbare	Zwangslage	gebracht.	Das	bisherige	Vorgehen	der	Entgasung	würde	für	illegal	erklärt,	ohne	gleichzeitig	die	Sicherheit	zu	haben,	dass	ausreichend	legale	Möglichkeiten	zur	Verfügung	stehen.	Die	SVS	ist	deshalb	dezidiert	der	Meinung,	dass	zuerst	genügende	Infrastrukturen	einer	alternativen	Entsorgung	bereitstehen	oder	zumindest	bindend	zugesichert	sein	müssen,	bevor	man	das	heutige	Vorgehen	strikt	verbietet.			In	Übereinstimmung	mit	der	Europäischen	Binnenschifffahrts-Union	(EBU),	deren	Mitglied	die	SVS	ist,	und	in	enger	Abstimmung	mit	den	Schwesterverbänden	BDB	in	Deutschland	und	CBRB	in	den	Niederlanden	beantragen	wir	Ihnen	deshalb,	mit	der	Ratifikation	noch	zuzuwarten	und	die	Entwicklung	bei	den	anderen	Rheinanliegerstaaten	zu	beobachten.		Analog	der	beim	CLNI	vertretenen	Haltung	würde	die	Schweiz	damit	zwar	darauf	verzichten,	hier	unnötigerweise	eine	Vorreiterrolle	zu	übernehmen,	die	zusätzlichen	Bestimmungen	des	CDNI	aber	übernehmen,	sobald	die	Voraussetzungen	auch	in	den	anderen	ZKR-Staaten	für	tauglich	befunden	werden.		Wir	danken	Ihnen	für	die	Berücksichtigung	unserer	Stellungnahme	und	stehen	für	ergänzende	Informationen	gerne	zur	Verfügung.		Mit	freundlichen	Grüssen		Schweizerische Vereinigung für Schifffahrt und Hafenwirtschaft  Der Präsident Der Geschäftsführer    Dr. Ralph Lewin André A. Auderset 								


